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Geſetz⸗ Sammlung 
2 für die 
Königliden Preußiſchen Staaten. 


No. 25. 


(Ne. 2056 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. Oktober 1839. wegen Anwendung des Ge⸗ 
I sy Tetgy ſetzes vom 11. Mai 1839., in Betreff der Exekution in Wechſelſachen auf 
20. aß Hue, ſolche Fälle, in welchen der Wechſel vor der Publikation des Geſetzes aus⸗ 
ash) geſtellt oder die Wechſel⸗Exekution bereits verfügt iſt. 


Au Ihren Bericht vom 21. v. M. erfläre Ich Mich mit Ihrer Meinung, 
daß das Geſetz vom 11. Mai d. J., die Exekution in Wechſelſachen betreffend, 
auf alle Faͤlle, ohne Unterſchied, der Wechſel moͤge vor oder nach der Publika⸗ 
tion des Geſetzes ausgeſtellt, und die Wechſel⸗Exekution bereits verfuͤgt ſeyn oder 
nicht, zur Anwendung kommen muͤſſe, völlig einverſtanden, weil die Vorſchrift 
im $. 14. der Einleitung zum Landrecht nur auf Geſetze des materiellen Rechts, 
die nach $. 1. der Gegenſtand des Landrechts find, zu beziehen iſt, wogegen die 
Vorſchriften uͤber das gerichtliche Verfahren, in Uebereinſtimmung mit den Pu⸗ 
blikations⸗Patenten der Prozeß⸗Ordnung vom 26. April 1781. und 6. Juli 1793. 
vom Tage ihrer Bekanntmachung an in Vollzug treten, ſofern nicht der Geſetz⸗ 
geber Selbſt, wie in dem von Ihnen angefuͤhrten Falle durch Meine Order vom 
27. Januar 1826. geſchehen ift, ausdruͤcklich etwas Anderes verordnet hat. Sie 
haben hiernach die von einem Wechſelglaͤubiger bei Ihnen gefuͤhrte Beſchwerde 
durch Belehrung des betreffenden Gerichts ſofort zu remediren, und damit im 
Wechſelverkehr unter den Intereſſenten nicht auch ein Mißverſtändniß entſtehe, 
die gegenwärtige Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 11. Oktober 1839. 
i 1 Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. a 
(No. 2057.) Minifterial- Erklärung über die zwiſchen der Königlich Preußifchen und der Her- 
zoglich Anhalt ⸗Bernburgſchen Regierung getroffene Uebereinkunft wegen 
gegenfeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen. Vom 5 tober 1839. 


wiſchen der Koͤniglich Preußiſchen Regierung einerſeits und der Herzoglich 
Anhalt⸗Bernburgſchen Regierung andererſeits iſt nachſtehende Uebereinkunft we⸗ 
gen gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen verabredet und abgeſchloſſen 


worden. 
(No. 20562057.) Jahrgang 1839. Cee F. 1. 
5 f 


(Ausgegeben zu Berlin, den 30. November 1839.) 


So — 0 — 

$. 1. Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Gebiet 
des andern der beiden kontrahirenden Theile ausgewieſen werden, wenn 
derſelbe nicht entweder ein Angehoͤriger desjenigen Staats iſt, welchem er zu⸗ 
gewieſen wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſuchen hat, oder doch 
durch das Gebiet deſſelben als ein Angehoͤriger eines in gerader Richtung ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staats, nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. 

Als Staatsangehoͤrige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt 
werden darf, ſind anzuſehen: 

a) alle diejenigen, deren Vater, oder wenn fie außer der Ehe erzeugt 
wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft 
eines Unterthans mit dem Staate in Verbindung geſtanden hat, 
oder, welche ausdruͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden 
ſind, ohne nachher wieder aus dem Unterthansverbande entlaſſen 
1 905 zu ſeyn, oder ein anderweitiges Heimathsrecht erworben 
zu haben; 5 
diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufaͤllig innerhalb des 
Staatsgebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem anderen 
Staate das Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben, 
oder ſich daſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, 
oder darin, unter Zulaſſung der Obrigkeit, zehn Jahre lang ges 
wohnt haben; 
diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren find, 
noch das Unterthanenrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, 
hingegen nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaatsbuͤrgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe, oder uͤberhaupt als heimathlos, dadurch in naͤhere Ver⸗ 
bindung mit dem Staate getreten ſind, daß ſie ſich daſelbſt unter 
Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen 
waͤhrend eines Zeitraums von zehn Jahren ſtillſchweigend geſtat⸗ 
tet worden iſt, darin ihren Wohnſitz zu haben. ; 

F. 3. Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate 
zufaͤlig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht aus druͤcklich er⸗ 
worben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch zehn⸗ 
jaͤhrigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, ſo iſt der letztere Staat vor⸗ 
zugsweiſe, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene Un⸗ 
terthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤhrigen 
Wohnung in einem andern Staate zuſammen, ſo iſt das erſtere Verhaͤltniß 
entſcheidend. Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe getreten, 
in einem andern aber nach feiner Verheirathung, während des beſtimmten Zeit 
raums von zehn Jahren geduldet worden, ſo muß er in dem letztern beibehal⸗ 
ten werden. g 

J. 4. Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher keine 
der in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen anwendbar, 
fo muß derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorläufig beibehalten. 

F. 5. Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts find demjenigen Staate 
zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angeführten Verhaͤltniſſe, 
zugehoͤrt. Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, es Er 
enn, 


b 
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„„ 
denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnderung eingetreten ſey, 
durch welche fie nach den Grundſaͤtzen der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft einem 
andern Staate zufallen. 

Auch ſoll Wittwen, imgleichen den Geſchiedenen, oder von ihren Ehe⸗ 
maͤnnern verlaffenen Eheweibern die Ruͤckkehr in ihren auswaͤrtigen Geburts⸗ 
oder vorherigen Aufenthaltsort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe inner⸗ 
halb der erſten fuͤnf Jahre nach deren Schließung wieder getrennt worden und 
kinderlos geblieben iſt. 7 5 

6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter vierzehn 
Jahren, oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern ge⸗ 
nießen, von denſelben nicht getrennt werden koͤnnen, fo find ſolche ohne Rück 
ſicht auf ihren zufaͤlligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, welchem 
bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter zugehoͤrt. 
Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben iſt, und letztere 
bei ihrem Vater befindlich ſind, ſo werden ſie von dem Staate mit uͤber⸗ 
nommen, welchem der Vater zugehoͤrt. 
b. 7. Hat ein Staatsangehöriger durch irgend eine Handlung ſich feines Buͤr⸗ 
gerrechts verluſtig gemacht, ohne einem andern Staate zugehoͤrig geworden zu 
ſeyn, ſo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wiederannahme deſ⸗ 
ſelben ſich nicht entziehen. 8 8 

$. 8. Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienftboten, fo wie Schäfer 

und Dorfhirten, welche ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben in Dien⸗ 
ſten ſtehen, imgleichen Zoͤglinge und Studirende, welche der Erziehung oder des 
Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufenthalt, wenn 
derſelbe auch länger als zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. Zeitpaͤch⸗ 
ter ſind den hier oben benannten Individuen nur dann gleich zu achten, wenn 
fie nicht für ihre Perſon oder mit ihrem Hausſtande und Vermoͤgen ſich an 
den Ort der Pachtung hinbegeben haben. 
f $. 9. Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus irgend einem andern 
Grunde ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate nach 
den, in der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, kein Heim⸗ 
weſen anzuſprechen haben, iſt letzterer den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtat⸗ 
ten, nicht ſchuldig; es wuͤrde denn urkundlich zur völligen Ueberzeugung darge⸗ 
than werden koͤnnen, daß das zu uͤbernehmende Individuum einem in gerader 
Richtung ruͤckwaͤrts liegenden Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe nicht wohl an⸗ 
ders als durch das Gebiet des erſteren Vorſidrt werden kann. 

$. 10. Saͤmmtlichen betreffenden Behörden wird es zur ſtrengen Pflicht ge⸗ 
macht, die Abſendung der Vagabunden in das Gebiet des andern der 
kontrahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe derſelben 
zu veranlaffen, ſondern, wenn das Verhaͤlkniß, wodurch der andere Staat zur 
Uebernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflichtet wird, nicht aus 

einem unverdächtigen Paſſe, oder aus andern völlig glaubhaften Urkunden herz 
vorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch beſondere Gruͤnde 
und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor 
die Wahrheit ſorgfaͤltig zu ermitteln, und noͤthigenfalls bei der, vermeintlich zur 
Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behoͤrde Erkundigung einzuziehen. 
(No. 2057.) Cec 2 F. 11 
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$. 11. Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der kontra⸗ 
hirenden Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einen ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des $. 9. zugefuͤhrter Vaga⸗ 
bunde von dem letzteren nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wieder in 
denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorläufigen Beibehaltung 
zuruͤckgebracht werden. 8 / 

$. 12. Es bleibt den beiderfeitigen Provinzial⸗Regierungsbehoͤrden uͤberlaſſen, 
unter einander die naͤheren Verabredungen wegen der zu beſtimmenden Richtung 
der Transporte, ſo wie wegen der Uebernahmsorte zu treffen. 

$. 13. Die Ueberweiſung der Vagabunden geſchieht in der Regel vermit⸗ 
telſt Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Or⸗ 
tes, wo der Transport als von Seiten des aus weiſenden Staats beendigt ans 
zuſehen iſt. Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worau 
der Transport konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. N 

ſolchen Faͤllen, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Va⸗ 
gabunden auch mittelſt eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route 
genau vorgeſchrieben iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 

Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, es waͤre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehoͤren 
und in Gebt Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen. 

Größere ſogenannte Vagantenſchube ſollen künftig nicht Statt finden. 

§. 14. Da die Ausweiſung der Vagabunden nicht auf Requiſition des zur 
Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene 
Vortheil des ausweiſenden Staats bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Transport 
und die Verpflegung der Vagabunden keine Anforderungen an den uͤbernehmen⸗ 
den Staat gemacht werden. 5 

Wird ein Auszuweiſender, welcher einem ruͤckwaͤrts liegenden Staate 
zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach $. 11. 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht, ſo muß letz⸗ 
terer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, welche bei 
der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen ſind. 

F. 15. Zur Beſeitigung etwaiger Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich Aber 
die 1 der vorſtehenden Beſtimmungen des F. 2. a. und c., und na⸗ 
mentli ; 
a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in mie 

weit die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen 
eingetretenen Veraͤnderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der un⸗ 
ſelbſtſtaͤndigen, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſ⸗ 
jenen Kinder derſelben von Einfluß feyen? 


owie 
b) über die Beſchaffenheit des $. 2. c. der vorſtehenden Ueberein⸗ 
kunft erwähnten zehnjaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der 
Wirthſchaftsfuͤhrung 
ergeben koͤnnten, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem in 
der Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die 
Unterthanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern 5 


3 


ſetzgebung des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin übereingefommen, 
hinkuͤnftig und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur An⸗ 
wendung gelangen zu laſſen, und zwar, 5 


zu a. 

1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht 
entlaſſene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an 
und fuͤr ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines 
beſonders begruͤndeten Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen 
Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche die Eltern waͤhrend 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder erworben, 

ingleichen 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit 
unſelbſtſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veraͤnderungen 
nicht aͤußern koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters der⸗ 
ſelben in der Staatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, 
indem vielmehr uͤber die Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤn⸗ 
diger Kinder lediglich die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und 
Veraͤnderungen in deren Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung 
ihrer vormundſchaftlichen Behoͤrde eintreten koͤnnen. 

Naͤchſtdem ſoll 8 
b 


zu b. 
die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme 
eines Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend 
einem Grunde laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Faͤllen 
des $. 2. o. der Konvention eintreten: 

- 1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er aus⸗ 
gewieſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine 
eigne Wirthſchaft gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung 
des Begriffs von Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch 
dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf 
eine andere Art, als im herrſchaftlichen Geſindedienſte Bekoͤſtigung 
verſchafft hat; 5 


oder | 

2) wenn Jemand fih zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤberneh⸗ 
men ſoll, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne 
Unterbrechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung 
eines Domizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe 

nicht weiter ankommen ſoll. 
Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤber⸗ 

eingekommen: 

Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, dem die 
Uebernahme angefonnen wird, der in der Konvention und vorſtehend aufgeſtell⸗ 
ten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der daruͤber ſtattfinden⸗ 
den Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige Differenz 
derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen; ſo 
wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur kompromiſſariſchen 
(No. 2087 2038.) Ent⸗ 
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Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundesſtaates ſtellen, wel⸗ 
cher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen, wegen gegenſeitiger Ueber⸗ 
nahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile überlaffen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Re⸗ 
9 eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt eins 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt 
von keinem Theile eine weitere Einwendung zuläffig iſt, hat derjenige 
Staat in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Ge⸗ 
biete zu behalten. 

Berlin, den 27. September 1839. 


(L. 8.) 
Königlich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


V'.ſeherde Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung der Herzoglich Anhalt⸗Bernburgſchen Landes⸗Regierung vom 5. d. M. 
ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 16. Oktober 1839. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
FIrh. v. Werther. 


Ho. 2058.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 5. November 1879. wegen Verleihung der revi⸗ 
did, 77 ag bag, dirten Städteordnung vom 17. März 1831. an die Stadt Pleſchen im 
97.723 g ber, len, Großherzogthum Poſen. 0 


Auf Ihren Bericht vom 23. Oktober d. J.,, will Ich der Stadt Pleſchen, 
im Groößherzogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17. Maͤrz 1831. verleihen, und veranlaſſe Sie, den Ober⸗Praͤſi⸗ 
denten der Provinz, mit deren Einführung zu beauftragen. 
Berlin, den 5. November 1839. 6 i a 
N Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminifter v. Rochow. 


(No. 2059.) 


in 
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No. 2059.) Verordnung, wegen der im F. 47. des Geſetzes über die den Grundbeſitz be⸗ 
treffenden Rechtsverhältniſſe in den Landestheilen, welche vormals zu den 
Franzöſiſchen Departements eine Zeitlang gehört haben, vom 21. April 
1825. vorbehaltenen Beſtimmungen in Betreff der Jagdgerechtigkeiten. 
Vom 16. November 1839. 5 


Al Ci c. IT Frag 720. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen 20. ꝛc. | 


haben Uns im F. 47. des Geſetzes vom 21. April 1825. über die den Grund⸗ 
Beſitz betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe und uͤber die Realberechtigungen in den 
Landestheilen, welche vormals zu den Franzoͤſiſch⸗Hanſeatiſchen Departements oder 
dem Lippe» Departement eine Zeitlang gehoͤrt haben, die Beſtimmung des Um⸗ 
fangs und der Wirkung der Franzoͤſiſchen Dekrete vom 9. Dezember 1811. und 
8. Januar 1813, ruͤckſichtlich der Jagdgerechtigkeiten auf fremdem Eigenthum 
vorbehalten. Seitdem iſt in Beziehung auf den Beſitzſtand, welcher durch Un⸗ 
fer vorangefuͤhrtes Geſetz bis zur Erlaſſung der gedachten Beſtimmung aufrecht 
erhalten worden, auf den Grund Unſerer Order vom 2. September 1827. eine 
weitere Bekanntmachung Unſeres Staatsminiſteriums unter dem 20. Juni 1828. 
ergangen. 

Um nunmehr alle Zweifel darüber zu beſeitigen, welche Wirkung den er⸗ 
waͤhnten Franzoͤſiſchen Dekreten in Bezug auf die ſeit der Verordnung des Mi⸗ 
litairgouvernements zwiſchen, Rhein und Weſer vom 13. Juli 1814. wieder in 
Ausuͤbung gekommenen, früheren Jagdgerechtigkeiten ferner noch beizumeſſen ſey, 
verordnen ir auf Antrag Unſers Staatsminiſteriums und nach erfordertem 
Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, was folgt: 
§. 1. Die Jagdgerechtigkeiten, welche in den bezeichneten Landestheilen 
vor der Fremdherrſchaft beſtanden haben, ſollen in Gemaͤßheit der auf Unſere 
Order vom 2. September 1827. gegruͤndeten Bekanntmachung Unſers Staats⸗ 
Miniſteriums vom 20. Juni 1828, (Amtsblatt der Regierung zu Muͤnſter S. 253. 
der Regierung zu Minden S. 289 und der Regierung zu Duͤſſeldorf S. 357.) 
aufrecht erhalten werden. 5 
i 2. Koͤnnen jedoch Grundeigenthuͤmer nachweiſen, daß fie zur Zeit der 
erwaͤhnten Bekanntmachung vom 20. Juni 1828. in Beſitz der durch die Fran⸗ 
zöfiihen Dekrete vom 9. Dezember 1811. und 8. Januar 1813. ausgeſproche⸗ 
nen Freiheit von der fruͤheren Jagdgerechtigkeit ſich befunden haben, ſo bleibt 
letztere aufgehoben. 

3. Wo in Anwendung der im H. 1. aufgeftellten Regel das frühere 
Jagdrecht fortdauert, ſoll daſſelbe dennoch innerhalb 
1) der Ortſchaften und der zu einzelnen Beſitzungen gehoͤrenden Hofraͤume und 
2) der an dieſelben angrenzenden Gaͤrten nicht ausgeuͤbt werden. 

F. 4. Auf den im 9. 3. erwähnten Grundſtuͤcken dürfen jedoch deren 
Beſitzer die Jagd nicht ausüben und auch keine Art von Vorrichtungen treffen, 
durch welche Wild erlegt oder gefangen werden kann; bei Uebertretung dieſer 
Vorſchrift ſind dieſelben als Jagdkontravenienten zu beſtrafen. 

(No, 20592000.) Ur⸗ 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. November 1839. 


| (L. S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Muͤffling. d. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Ladenberg. 
Beglaubigt: 
25 Duͤesberg. 


AN. 2060) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. November 1839. über die Zuläſſigke it des Re⸗ 

ah fe Me, gafarkurſes gegen Erkenntniſſe, Agnitions⸗ oder Purifikations⸗Reſolutionen 

1829. Cid 2) I. Inſtanz, wenn der Gegenftand des Prozeſſes zwar eine höhere Summe 
als Funfzig Thaler, der Gegenſtand der dagegen erhobenen Beſchwerde 
aber nur Funfzig Thaler oder weniger beträgt. 


9 uf Ihren Bericht vom 9. d. M. erklaͤre Ich Mich zur Beſeitigung des 
Kompetenzkonflikts, der in Folge des Artikels 1. der Deklaration vom 6. April 
d. J. (Geſetzſammlung S. 126.) zwiſchen einigen Provinzial⸗Juſtizkollegien und 
dem Geheimen Ober⸗Tribunal eingetreten iſt, mit der Anſicht des letztern dahin 
einverſtanden, daß unter „Bagatellſachen“, im Sinne der angefuͤhrten Deklara⸗ 
tion, nicht bloß die im Bagatell⸗Prozeßverfahren eingeleiteten und verhandelten, 
ſondern überhaupt alle Rechtsſtreitigkeiten und Streitpunkte zu verſtehen find, 
deren nach Gelde zu ſchaͤtzendes Objekt den Betrag von Funfzig Thalern nicht 
uͤberſteigt. Es ſoll demnach in allen dieſen Sachen, insbeſondere auch dann, wenn 
zwar das Erkenntniß oder die Agnitions⸗ oder Purifikations⸗Reſolution eine hös 
here Summe als Funfzig Thaler betrifft, die dagegen erhobene Beſchwerde aber 
nur Funfzig Thaler oder weniger zum Gegenſtande hat, weder die Appellation 
noch die Nichtigkeitsbeſchwerde, ſondern nur der Rekurs nach den Beſtimmun⸗ 
gen des Artikels 1. der Deklaration vom 6. April d. J. zulaͤſſig ſeyn. Wenn 
uͤbrigens in einem Prozeſſe uͤber mehrere, aus einem und demſelben Geſchaͤfte 
hervorgegangene Streitpunkte, oder auch bei einem und demſelben⸗ „Streitpunkte 
die beiden Rechtsmittel der Appellation und des Rekurſes zuſammentreffen, ſo 
kommen die, im Artikel 4. der Deklaration vom 6. April d. J. ertheilten Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung, ſo daß die Appellation den Rekurs nach ſich zieht. Sie 
haben dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 23. November 1839. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


